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Der „Schock von Athen" könnte sich im Nachhinein vielleicht doch noch als
heilsam erweisen. Zu Beginn des Jahres 1984 war jedenfalls kein Zweifel dar-
über mehr erlaubt, daß die Europäische Gemeinschaft auf den Abgrund zu-
steuert, wenn sie so weiter macht wie bis zu diesem ergebnislosen, dafür ehrli-
chen Auseinandergehen der zehn EG-Staats- bzw. Regierungschefs am 6. De-
zember 1983 in Athen. Selbst die vom Europäischen Rat in Stuttgart im Juni
1983 als großer Fortschritt gefeierte „Feierliche Erklärung zur Europäischen
Union"1 hatte sich bis zum Jahresende eher als Tünche erwiesen, die nur die
tiefgreifenden Differenzen unter den Zehn über das Wesen und das Funktio-
nieren ihrer Gemeinschaft für eine Weile zugedeckt hatte. Ohne sich in den
entscheidenden Streitfragen über die zweite Süderweiterung (um Spanien und
Portugal), die Finanzierung des EG-Haushalts und die Reform der Agrarpoli-
tik nähergekommen zu sein, gingen die zehn EG-Staaten in das Jahr 1984, wohl
wissend, daß die Lösung dieser drei Problemgebiete weiteren Aufschub kaum
mehr duldete.

Eine der wichtigsten Entscheidungen fiel auch gleich zu Anfang des Jahres:
Der Rat kehrte für die weiteren Beratungen wieder zu dem von den Römischen
Verträgen vorgesehenen Verfahren der Beschlußfassung zurück. Der noch un-
ter dem Vorsitz der Bundesregierung in Stuttgart in die Wege geleitete Ver-
such, die in der Tat zusammenhängenden Streitpunkte und eine für nötig gehal-
tene Ausweitung der EG-Aktivitäten in andere Politikbereiche als ,Paket' in
sogenannten ,Sonderräten' der Außen-, Finanz- und anderer Ressortminister
zu verhandeln, wurde wieder fallengelassen2. Seit Beginn 1984 wurden wieder
die Vorschläge der Kommission, wie im Vertrag vorgesehen, zur Beschluß-
grundlage im Rat. Und in intensiven zweiseitigen Besprechungen versuchten
die Franzosen, Entscheidungen vorzubereiten, die nun wieder in den Fachmini-
sterräten getroffen wurden, die gemeinhin zuständig sind.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß der Rat ein Organ der
Gemeinschaft ist, eingesetzt „zur Verwirklichung der Ziele . . . dieses Vertra-
ges"3, nicht aber eine internationale Regierungskonferenz. Dieser formale Un-
terschied ist nicht nur deshalb wichtig, weil so die Beschlüsse des Rates Akte
der Gemeinschaft sind, die vom Europäischen Gerichtshof überprüft werden
können, und nicht internationale Abkommen oder Verträge, die jeweils den
nationalen Zustimmungsverfahren unterlägen. Als rechtsetzendes Organ der
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Gemeinschaft ist der Rat auch dem Gemeinschaftswohl verpflichtet, formal
stärker jedenfalls als es seine Mitglieder wären, träten sie ausschließlich als
Vertreter ihrer Regierungen zusammen. Der Rat kann wegen Untätigkeit ver-
klagt werden (und wurde vom Europäischen Parlament wegen Untätigkeit in
der Verkehrspolitik verklagt), eine Regierungskonferenz berät wann und so-
lange sie will; der Rat ist an vertraglich festgelegte Verfahren gebunden, eine
Regierungskonferenz beschließt selbst über das Verfahren, nach dem sie vorge-
hen will; die Verordnungen und Richtlinien des Rates sind geltendes Recht in
allen Mitgliedstaaten, Beschlüsse einer Regierungskonferenz können befolgt
werden oder auch nicht4.

Bei vielen Sitzungen des Rats im Jahr 1984 entstand allerdings der Eindruck,
als wäre dieser Unterschied tatsächlich nur ein formaler. Von einer Verpflich-
tung der Ratsmitglieder auf das Interesse der Gemeinschaft an zügigen und ver-
nünftigen Entscheidungen zum Beispiel war oft wenig zu spüren. Vielmehr galt
es, den kleinsten gemeinsamen Nenner der nationalen Interessen zu finden, um
überhaupt zu einem Beschluß zu kommen. Das Feilschen um vorzeigbare Vor-
teile für die nationale Klientel wurde zu einem Markenzeichen des Ministerrats
— und verringerte seinen ,Marktwert' in der öffentlichen Einschätzung erheb-
lich.

74mal tagte der Rat im Jahr 1984, öfter als in den Jahren zuvor: 41mal unter
französischem, 33mal unter irischem Vorsitz.

Agrarrat leitet eine Reform ein
Die Verhandlungen über die Garantiepreise für landwirtschaftliche Produkte
wurden erstmals sei vielen Jahren termingerecht am 31. März abgeschlossen,
obwohl die Voraussetzungen ungleich schwieriger waren als zuvor: Die seit
einigen Jahren vorausberechnete völlige Ausschöpfung der EG-Eigeneinnah-
men5 wurde 1984 Wirklichkeit. Im Haushalt 1984 war der Anteil der EG am
Mehrwertsteuer-Aufkommen der Mitgliedstaaten bereits auf 0,99 Prozent fest-
gesetzt worden6. Da aber schon im Vorjahr zwei Berichtigungs- und Nachtrags-
haushalte notwendig waren, die die Inanspruchnahme der Mehrwertsteuerein-
nahmen von ursprünglich vorgesehenen 0,77 Prozent auf 0,99 Prozent gestei-
gert hatten7, war schon zu Beginn des Jahres 1984 davon auszugehen, daß der
ordentliche Haushalt zur Finanzierung der Gemeinschaftsaktivitäten nicht aus-
reichen würde, zumal oft Schwankungen bei den Weltmarktpreisen für Agrar-
güter die ursprünglichen Mittelansätze für Exporterstattungen Makulatur wer-
den lassen.

Das zwang die Agrarminister nicht nur zu größter Behutsamkeit bei der Fest-
legung der Garantiepreise. Es förderte auch die noch nicht überall verbreitete
Erkenntnis, daß nur eine Abkehr von der unbegrenzten öffentlichen Ankauf-
garantie der Überschußprodukte wie Milch und Getreide der Gemeinschaft
noch einen Spielraum für die Gestaltung von Agrarpolitik belassen würde.

So blieb das durchschnittliche Preisniveau nach langwierigen Verhandlungen
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im Laufe des Monats März auf ECU-Basis um 0,5 Prozent unter dem Vorjah-
resniveau. Unter Berücksichtigung der Entscheidungen über den Abbau von
Währungsausgleichsbeträgen blieb den Landwirten eine durchschnittliche
Preisanhebung in Landeswährung von 3,3 Prozent, bei einer durchschnittlichen
Inflationsrate von 5,1 Prozent für 1984. Für die deutschen Landwirte allerdings
fiel die Preisentscheidung noch negativer aus, weil die Verminderung der posi-
tiven' Währungsausgleichsbeträge, die ihnen ein höheres Preisniveau auf DM-
Basis erlauben, ihren Preis vorsprang verringern8.

Der einschneidenste Beschluß aber war die Einführung einer Quotenrege-
lung für Milch, die auf dem Markt nicht mehr abgesetzt werden kann. Die
Kommission hatte deutlich gemacht, daß der Milchpreis um 12 Prozent gesenkt
werden müßte, wenn die ständig steigende Überproduktion in diesem Bereich
gestoppt werden sollte. Für fünf Jahre wurde nun ein Quotensystem einge-
führt, nach dem in jedem Mitgliedsland nicht mehr unbegrenzt, sondern nur
noch eine festgelegte Menge Milch zum Garantiepreis aufgekauft und als But-
ter oder Milchpulver gelagert wird, die jeweils um ein Prozent über den Liefe-
rungen des Jahres 1981 liegt. Für Irland und Italien wurden die höheren Liefer-
mengen von 1983 als Bezugsgröße festgelegt. Außerdem wurden die Quoten
für das Wirtschaftsjahr 1984/85 noch höher festgelegt, als sie nach der neuen
Berechnung sein dürften. Um diese besonders für Kleinbauern und mittlere
Betriebe gravierenden Änderungen erträglich zu machen, beschloß der Rat
gleichzeitig, die Regelung für direkte Beihilfen um zwei Jahre zu verlängern
und erlaubte es der Bundesrepublik, deren Bauern durch den Abbau der positi-
ven Währungsausgleichsbeträge besonders betroffen sind, einen vorübergehen-
den Vorsteuerabzug von drei Prozent zu gewähren. Nachdem die Bundesregie-
rung diesen Vorsteuerabzug auf Druck der Bauernlobby noch einmal auf fünf
Prozent anhob, genehmigte der Europäische Rat diese zusätzliche Beihilfe in
seiner Sitzung im Juni in Fontainebleau9.

Der Haushaltsstreit bleibt ungelöst

Weniger erfolgreich war der Ministerrat bei der Lösung der Haushaltskrise.
Nicht einmal im Ansatz ist er dem grundlegenden Problem nahegekommen,
das darin besteht, daß die Einnahmen der Gemeinschaft vertraglich begrenzt
sind (bis zur Erweiterung auf ein Prozent des Mehrwertsteueraufkommens),
die Ausgaben aber jedes Jahr vor allem vom Agrarministerrat erhöht werden.
1984 war das erste Jahr, in dem die Gemeinschaft mit ihren Einnahmen nicht
mehr auskam. Im Juli 1984 mußten die Finanzminister über den Nachtrags-
haushalt für 1984 beraten, der nur noch durch direkte Zuschüsse aus den natio-
nalen Haushalten zu decken war, die in der Form rückZahlungspflichtiger Vor-
schüsse gezahlt werden sollten10. Die Erhöhung der Eigeneinnahmen der Ge-
meinschaft auf 1,4 Prozent des Mehrwertsteueraufkommens war vor allem auf
Drängen des Bundesregierung an den Beitritt Spaniens und Portugals zur Ge-
meinschaft gekoppelt worden. Sie plädierte für nationale Zuschüsse an den
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EG-Haushalt, bis die Erhöhung der Eigeneinnahmen wirksam würde. Dagegen
versuchte vor allem London, das gleichzeitig auf der Rückzahlung des ihm von
den anderen Regierungschefs zugesagten Geldes pochte, den Termin für die
Erhöhung der Eigeneinnahmen vom vorgesehenen 1. Januar 1986 auf den 1.
Oktober 1985 vorzuverlegen. So hätte man mit mehr Einnahmen für den Haus-
halt 1985 rechnen können, aus dem das 1984 auftretende Defizit im Vorgriff
hätte gedeckt werden sollen. Erst kurz vor Eintreten der Zahlungsunfähigkeit
einigte sich der Rat am 24. Oktober auf den Nachtragshaushalt, der durch rück-
zahlbare Vorschüsse aus den nationalen Haushalten finanziert wurde und dem
auch das Europäische Parlament (EP) am 25. Oktober zustimmte.

Aber schon der Haushaltsentwurf des Rates für 1985 fiel beim EP im Dezem-
ber 1984 durch. Weil sich die Minister hier wieder nicht über die Art der Finan-
zierung der für 1985 von der Kommission errechneten Deckungslücke11 einigen
konnten und einen Haushalt vorlegten, dessen Ausgaben nur für zehn Monate
durch Eigeneinnahmen gedeckt waren, ging die Gemeinschaft ohne einen or-
dentlichen Haushalt in das Jahr 1985.

Vor diesem Hintergrund blieben auch die Beschlüsse des Rates vom 22. No-
vember zur Haushaltsdisziplin Makulatur. Die Minister hatten vereinbart, daß
Ausgabensteigerungen im Agrarbereich künftig geringer ausfallen sollten als
die Steigerung der Einnahmen und die Steigerung der ,nichtobligatorischen'
Ausgaben im Rahmen des von der Kommission zu Beginn eines jeden Haus-
haltsverfahrens festgelegten Höchstsatzes gehalten werden soll12.

Das EP protestierte aber heftig — nicht so sehr gegen die Haushaltsdisziplin
an sich, sondern weil der Rat, der nur ein Teil der Haushaltsbehörde ist, diese
Regeln allein festgelegt hat. Dadurch sah das EP eines seiner wenigen Rechte
in Gefahr, nämlich das Haushaltsrecht und besonders die Verfügung über die
,nichtobligatorischen' Ausgaben, die sowieso nur einen kleinen Teil des Ge-
samthaushalts ausmachen und die seiner Meinung nach nicht einseitig vom Rat
begrenzt werden können. Der Rat hatte zwar zugestanden, vor der vereinbar-
ten Festlegung des Ausgabenrahmens das EP zu konsultieren. Aber angesichts
der ungeklärten Haushaltslage überhaupt konnte der Rat seine Beschlüsse zur
Haushaltsdisziplin zunächst noch nicht durchsetzen13.

Über die Erweiterung gelang noch keine Einigung

Erheblich verspätet hat sich der Rat schließlich mit der Regelung des dritten
Hauptstreitpunkts. Am Jahresende 1984 waren die Beitrittsverhandlungen mit
Spanien und Portugal entgegen der Selbstverpflichtung des Rats noch nicht ab-
geschlossen. Ja, nicht einmal über die letzten Verhandlungsangebote an Spa-
nien in den Bereichen Landwirtschaft, Fischerei und soziale Fragen war man
sich einig. Erst in der Nacht vor der Sitzung des Europäischen Rats in Brüssel
am 29. und 30. März 1985 gelang der Abschluß der Verhandlungen14.

In der zweiten Jahreshälfte 1984 hatten zunächst vor allem Italien und Grie-
chenland heftig gegen Vorschläge für die Übernahme der Marktordnungen für
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Olivenöl, Südfrüchte und Wein durch Spanien opponiert und für eine möglichst
lange Übergangsfrist plädiert15. Sogar die Regierungschefs mußten sich beim
Europäischen Rat im Dezember in Dublin mit der Zulässigkeit der Naßzucke-
rung von Wein befassen, die nun plötzlich vor allem für deutsche Weinbauern
zur Existenzsicherung notwendig schien. Und Athen machte ein nennenswertes
Hilfsprogramm für die Mittelmeerregionen der Gemeinschaft wieder zur Vor-
aussetzung für seine Zustimmung zum Beitritt Spaniens und Portugals16. Im
März 1983 hatte die Kommission „Integrierte Mittelmeerprogramme" (IMP)
vorgeschlagen, nachdem das EP seinerseits am 16. Februar 1982 einen „Mittel-
meerplan" verabschiedet hatte, der auf einer Initiative der EVP-Fraktion vom
21. November 1980 und einem entsprechenden Bericht des Regionalausschus-
ses vom 21. November 1981 beruht17. Die Forderung Athens war also nicht
neu, und die Befürchtungen Griechenlands in Bezug auf den wirtschaftlichen
Nutzen seiner EG-Mitgliedschaft spätestens seit dem griechischen Memoran-
dum vom März 1982 bekannt18.

Kleine Schritte auf dem Weg zum Binnenmarkt

Auf einem Gebiet vor allem setzte sich im Laufe des Jahres 1984 die Erkenntnis
durch, daß das Weiterwursteln nicht nur nicht weiterführt, sondern den zweiten
Pfeiler der EG (neben der Agrarpolitik) brüchig zu machen droht - den ge-
meinsamen Binnenmarkt. Im Jahr 1984 traf der Rat eine Reihe von Entschei-
dungen, die Voraussetzungen für einen möglichst ungehinderten, grenzkon-
trollfreien Handel unter den Mitgliedstaaten schaffen sollen.

Am 10. April erließ der Rat 15 Richtlinien zur Harmonisierung technischer
Normen19. Einen Monat später, am 15. Mai, verabschiedete der Rat zudem ei-
ne Entschließung, die darauf abzielt, die Verwaltungsverfahren im innerge-
meinschaftlichen Warenverkehr zu automatisieren, also vor allem die unter-
schiedlichen einzelstaatlichen und privaten Computersysteme so miteinander
zu verflechten, daß die behördliche Kontrolle des Güterverkehrs nicht mehr an
den Grenzübergangsstellen erfolgen muß, sondern am Versand- oder Bestim-
mungsort durchgeführt werden kann20. Der Rat versprach aber auch in einer
Entschließung, die er zehn Tage vor den Wahlen zum Europäischen Parlament
verabschiedete, den Abbau der Personenkontrollen an den innergemeinschaft-
lichen Grenzen zu fördern und im Jahr 1988 über weitere Maßnahmen zu bera-
ten21. Und am 18. Dezember entschied der Rat schließlich, daß die bisweilen
selbst im innergemeinschaftlichen Handel notwendigen mehr als 70 Warenbe-
gleitpapiere vom 1. Januar 1988 an durch ein einziges, einheitliches Warenbe-
gleitdokument ersetzt werden sollen22.

Mit der Erleichterung der Grenzkontrollen und einer weiteren Vereinheitli-
chung technischer Normen wurden also im Jahr 1984 zwei wichtige Schritte in
Richtung auf einen gemeinsamen Binnenmarkt getan, der den Vorschlägen der
neuen EG-Kommission und den Schlußfolgerungen des Europäischen Rats von
Brüssel Ende März 1985 zufolge bis 1992 erreicht sein soll. Bei Tausenden von
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Industrienormen, deren deutsche DIN-Version vor allem von den Franzosen
als niehttarifäres Handelshemmnis angeprangert werden, bleibt aber noch viel
zu tun, bevor der Güteraustausch wirklich ungehindert abgewickelt werden
kann. Aber das Problembewußtsein ist 1984 erheblich gewachsen und hat diese
Entscheidungen ermöglicht.

Die Normenharmonisierung traf aber gerade 1984 in der Bundesrepublik
auch nicht nur auf Zustimmung. Die obligatorische Einführung abgasarmer
Autos, die von der Bundesregierung bereits beschlossen war, fand nach lang-
wierigen Verhandlungen auch am 6. Dezember noch keine Unterstützung im
Rat der Umweltminister. Besonders Frankreich stemmte sich gegen ein schnel-
les Vorgehen bei der Einführung neuer Abgasnormen für Automobile, weil es
hierin einen Wettbewerbsvorsprung deutscher und japanischer Automobilpro-
duzenten erblickte, die schon seit geraumer Zeit den US-amerikanischen
Markt beliefern, dessen Abgasnormen nach den Vorstellungen der Bundesre-
publik in der EG übernommen werden sollten. Die Einführung abgasarmer
Autos wurde dadurch zwar weiter verzögert; es bleibt aber zu würdigen, daß
der Anfang der 80er Jahre um sich greifende innergemeinschaftliche Protektio-
nismus mit Hilfe von Normen immer weniger Chancen hat, die enge Koopera-
tion in Sachen Industrienormen unumgänglich wurde.

Kaum Fortschritte in der Umweltpolitik
Auf dem Feld der Umweltpolitik tat sich der Rat im Jahr 1984 noch schwer. In
der Frage neuer Abgasnormen für Autos kam er erst am 20. März 1985 zu einer
sehr zurückhaltenden Vorklärung.

Am 28. Juni verabschiedete der Rat der Umweltminister allerdings eine
Richtlinie über die Kontrolle des grenzüberschreitenden Transports gefährli-
cher Abfälle23. Aber diese als „Seveso-Richtlinie" bekannt gewordene Kon-
trolle wurde auf „Abfälle" beschränkt, und nicht auf den weitergehenden Be-
griff „gefährliche Stoffe" ausgedehnt, wie es das EP am 13. September gefor-
dert hat24.

Die schon seit geraumer Zeit anstehende Entscheidung über eine Richtlinie,
die eine Umweltverträglichkeitsprüfung bei der Ausführung von Großprojek-
ten vorschreibt, wurde auch 1984 noch nicht verabschiedet. In diesem Fall ge-
langte der Rat erst am 8. März 1985 zu einer Einigung, nachdem Dänemark sei-
ne Vorbehalte fallen ließ25.

Andere Politikbereiche
Auch in anderen Politikbereichen blieb die Arbeitsbilanz des Rates zwiespäl-
tig. Während in der Forschungs- und Technologiepolitik das sog. ESPRIT-Pro-
gramm zur Förderung der Informationstechnologie vom Rat endlich am 28. Fe-
bruar genehmigt und mit den von der Kommission vorgeschlagenen Mitteln in
Höhe von 750 Mio. ECU für fünf Jahre ausgestattet wurde26, gab es bei der
Vervollkommnung des gemeinsamen Binnenmarktes durch eine Weiterent-
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wicklung des Europäischen Währungssystems (EWS) keinerlei Fortschritte.
Die Minister konnten sich nicht zu mehr entschließen als zu einer Würdigung
des EWS und der unverbindlichen Ankündigung, daß sie „die günstigsten Ge-
legenheiten wahrnehmen" wollen, „um das EWS durch konkrete Anpassungen
weiterzuentwickeln und dabei insbesondere den beachtlichen Entwicklungen
der privaten ECU auf den Märkten Rechnung tragen" wollen27.

In der Verkehrspolitik traf der Rat nach langen Jahren und einer Untätig-
keitsklage des EP am 12. Dezember endlich eine Entscheidung. Der bereits
1971 von der Kommission vorgeschlagene, mehrfach veränderte Entwurf für ei-
ne Richtlinie über die in der Gemeinschaft zuzulassenden höchstzulässigen Ma-
ße und Gewichte für LKW wurde, unter britischem Vorbehalt, verabschie-
det28. Einigung erzielte der Rat am 14. Mai auch über eine Reform des Regio-
nalfonds, die am 19. Juni in Form einer neuen Verordnung niedergelegt wur-
de29, und vor allem eine bessere Koordinierung der gemeinschaftlichen Regio-
nalpolitik durch die Kommission beabsichtigt.

Im Bereich der Außenbeziehungen gelang der Gemeinschaft 1984 vor allem
der Abschluß der Verhandlungen für ein Drittes AKP-Abkommen (Lome III),
dem der Rat am 22. November zustimmte und das am 8. Dezember in der
Hauptstadt von Togo unterzeichnet wurde. Darin wird zum erstenmal auf die
Grundrechte der Menschen und die menschliche Würde Bezug genommen und
als Ziel der Zusammenarbeit im landwirtschaftlichen Bereich die Selbstversor-
gung mit Nahrungsmitteln genannt30.

Am 17. September verabschiedete der Rat gegen die Stimmen der Bundesre-
publik, Dänemarks und der Niederlande auch das lange Zeit umstrittene
„Neue handelspolitische Instrument", eine Verordnung, die es der Gemein-
schaft vor allem ermöglichen soll, schneller auf unlautere Handelspraktiken zu
reagieren31.

Diese Entscheidung war aber besonders vor dem Hintergrund von Streitig-
keiten mit den USA umstritten. Auch 1984 dauerten die Auseinandersetzun-
gen mit Washington über Stahlexporte, Agrarhandel und Fischereifragen an,
die in dem einseitigen Beschluß der US-Regierung gipfelten, im Dezember
1984 auf sämtliche Einfuhren von Stahlröhren aus der Gemeinschaft ein Em-
bargo zu verhängen. Der Rat beantragte daraufhin eine Sondersitzung des
GATT-Rats, die am 17. Dezember stattfand. Erst am 5. Januar 1985 kam es
wieder zu einem Übereinkommen mit den USA über die Höhe der Stahlexpor-
te aus der EG in die USA32.

Keine Zeit für eine Reformdiskussion

Der Diskussion über eine Reform der EG bzw. über die Europäische Union
hat sich der Rat 1984 eigentlich nicht gestellt. Zum einen hatte das EP im Fe-
bruar einen Vertragsentwurf zur Gründung einer Europäischen Union verab-
schiedet, zu dessen Ausarbeitung es 1981 die Initiative ergriffen hatte33. Zum
anderen hatte die Verabschiedung der „Feierlichen Erklärung zur Europäi-
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sehen Union" beim Europäischen Rat in Stuttgart im Juni 198334, die Bundes-
außenminister Hans-Dietrich Genscher im November 1981 lanciert hatte, zur
Folge, daß die Instanzen des Rates, die an der Ausarbeitung beteiligt waren,
wohl das ihre getan zu haben glaubten. Mit seinen Beschlüssen von Fontaine-
bleau im Juni 1984, zwei Ad-hoc-Komitees außerhalb der EG-Institutionen zu
gründen („Dooge-Komitee" und Komitee „Europa der Bürger"), zog der Eu-
ropäische Rat zudem die Diskussion an sich. Aber im Laufe des Jahres 1984 ge-
wann offenbar die Erkenntnis an Gewicht, daß die Römischen Verträge zur
Meisterung der stark veränderten Aufgaben der Gemeinschaft, daß besonders
die Funktionsfähigkeit der EG-Institutionen vielleicht doch nicht mehr geeig-
net sind. Denn obwohl der Rat 1984 eine Reihe wichtiger Entscheidungen fäll-
te, weckten die andauernden Schwierigkeiten im Bereich der Agrarpolitik und
der EG-Finanzierung bei einigen Regierungen die Einsicht, daß neue Impulse
für die Gemeinschaft nötig und dafür eventuell auch ein neuer Vertrag erfor-
derlich sei. Frangois Mitterrand sprach dies als amtierender Ratspräsident am
20. Mai vor dem EP in Straßburg auch aus und regte an, eine Regierungskonfe-
renz einzuberufen, die die Gemeinschaft auf eine neue, breitere vertragliche
Basis stellen sollte35. Dabei ließ er, wie auch Bundeskanzler Helmut Kohl, er-
kennen, daß ein neuer Vertrag notfalls auch angestrebt werden sollte, wenn
nicht alle zehn Mitgliedstaaten mitmachen wollten. 1985, so hieß es angesichts
des Debakels von 1983 und der Schwierigkeiten von 1984, müsse das Jahr sein,
in dem merkliche Fortschritte in der europäischen Einigung erzielt werden soll-
ten.

Während ein solches, vorerst diffuses Reformbewußtsein, einerseits vor al-
lem aus der Schwerfälligkeit und abnehmenden Popularität der EG-Institutio-
nen erwuchs, waren die Ursachen für diese Schwerfälligkeit doch andererseits
vor allem Ausdruck einer sich verstärkenden nationalen Anbindung der Rats-
mitglieder. Diese ist auf die wachsenden innenpolitischen Legitimitätsproble-
me der Regierungen zurückzuführen, die aus der Wirtschaftskrise entstanden
(hohe Arbeitslosigkeit, hohe Haushaltsdefizite, deshalb Sparhaushalte und
Einschnitte in soziale Sicherung, etc.). Der Ministerrat hat aber nicht nur die
ganze Interessen Vielfalt der Mitgliedstaaten zu ertragen, sondern seine Mitglie-
der tragen auch, als einzige, zugleich gemeinschaftliche und nationale Verant-
wortung.

Es fällt deshalb schwer sich vorzustellen, wie die EG-Regierungen diesen
Widerspruch selbst auflösen könnten. Die Regierungen werden weiterhin vor
allem auf Beifall beim eigenen Publikum achten und sich, je drängender dort
die Probleme werden, umso schwerer tun, ,Opfer für Europa' zu bringen.
Wenn aber dadurch die Arbeitsweise des Institutionengefüges, vor allem des
Ministerrats, schwerfällig bleibt und die wichtigen Probleme weiterhin nicht ge-
löst werden oder ihre Lösung zu lange dauert, könnte der Gemeinschaft trotz
allen Reformbewußtseins und trotz aller Reformbereitschaft noch bleibender
Schaden entstehen.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1984 49



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Anmerkungen
1 Text in: Frankfurter Rundschau v. 21.6.1983.
2 Vgl. Wilhelm Hadler, Der Ministerrat, in:

Jahrbuch der Europäischen Integration 1983,
S. 46-54, hier: S. 46-48.

3 Vgl. EWG-Vertrag, Art. 145.
4 Vgl. EWG-Vertrag, Art. 189.
5 In ihrer „dreijährigen finanziellen Voraus-

schau 1979-1980-1981", die die Kommis-
sion dem Rat mit der allgemeinen Einleitung
zum Vorentwurf für den EG-Haushalt 1979
vorlegte, sagte sie bereits im günstigsten Fall
eine Inanspruchnahme des Mehrwertsteuer-
aufkommens von 0,99 Prozent der gemeinsa-
men Bemessungsgrundlage für 1981 voraus
und regte eine Aufstockung der EG-Eigen-
einnahmen an; vgl. 12. Gesamtbericht über
die Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaf-
ten 1978> Ziff. 58, S. 50.

6 Vgl. 18. Gesamtbericht. . . 1984, Ziff. 78, S.
59.

7 Vgl. 17. Gesamtbericht. . . 1983, Ziff. 84, S.
55/56.

8 Währungsausgleichsbeträge (WAB) sollen
die Auswirkungen von Änderungen der Wäh-
rungsparitäten im Rahmen des EWS auf den
innergemeinschaftlichen Agrarhandel abfe-
dern. ,Negative' WAB, die jetzt abgeschafft
wurden, wirken wie eine Exportsteuer für
Verkäufe aus Ländern, deren Währung im
Vergleich zur ECU abgewertet wurde. ,Posi-
tive' WAB, deren Abbau sich deutsche und
niederländische Agrarexporteure widerset-
zen, wirken wie eine Exportsubvention, denn
ihre in nationaler Währung ausgedrückten
durch Aufwertung über dem Gemeinschafts-
durchschnitt liegenden Agrarpreise werden
mit Hilfe der WAB auf das Gemeinschaftsni-
veau heruntersubventioniert, während ein
Wettbewerbsvorsprung der Abwertungslän-
der dadurch verhindert wird, daß die unter
dem Gemeinschaftsdurchschnitt liegenden
Preise auf das Gemeinschaftsniveau angeho-
ben werden.

9 Siehe ergänzend dazu Winfried von Urff, Ag-
rar- und Fischereipolitik, in diesem Band.

10 Vgl. 18. Gesamtbericht. . . 1984, Ziff. 78, S.
59.

11 Die Kommission veranschlagte die Ausgaben
für 1985 auf rund 28,1 Mrd. ECU Zahlungs-
ermächtigungen, zu deren Finanzierung Ein-

nahmen in Höhe von 1,12% des Mehrwert-
steueraufkommens der Mitgliedstaaten nötig
wären; vgl. 18. Gesamtbericht. . . 1984, Ziff.
68, S. 53.

12 Vgl. 18. Gesamtbericht. . . 1984, Ziff. 82, S.
63.

13 Siehe ergänzend dazu Thomas Läufer, Haus-
haltspolitik, in diesem Band.

14 Vgl. Frankfurter Rundschau v. 29.3.1985;
wenn die Beitritte wie vorgesehen bis zum
1.1.1986 wirksam werden sollen, bleiben den
zwölf Parlamenten knappe sechs Monate zur
Ratifizierung der umfangreichen Beitrittsak-
te, da die letzten Beschlüsse noch in Ver-
tragsform gebracht und in alle Gemein-
schaftssprachen übersetzt werden müssen.

15 Vgl. Frankfurter Rundschau v. 1.8.1984 u.
Frankfurter Allgemeine Zeitung v.
1.10.1984.

16 Vgl. EG-Magazin, Bonn 1985, Nr. 1, S. IV.
17 Vgl. Detlef Puhl, Die Mittelmeerpolitik der

EG. Strukturschwächen des EG-Systems bei
der Verwirklichung des Globalkonzepts,
Kehl/Straßburg 1983, hier S. 273/274.

18 Vgl. 16. Gesamtbericht. . . 1982, Ziff. 20, S.
24; Bulletin der EG, 3/1982, Ziff. 2.4.1. Sie-
he ergänzend zum Beitrittsproblem die Bei-
träge von Peter Frey, Spanien, und Peter Bie-
lek, Portugal, in diesem Band.

19 Vgl. Bulletin der EG, 4/1984, Ziff. 2.1.6., S.
23.

20 Vgl. Bulletin der EG, 5/1984, Ziff. 2.1.6., S.
28/29.

21 Vgl. Bulletin der EG, 6/1984, Ziff. 1.5.1. und
1.5.2., S. 25/26.

22 Vgl. 18. Gesamtbericht. . . 1984, Ziff. 180, S.
104. Siehe ergänzend zur Binnenmarktpro-
blematik Heinrich von Moltke, Binnenmarkt-
politik, in diesem Band.

23 Vgl. Bulletin der EG, 6/1984, Ziff. 1.7.1, S.
54/55.

24 Vgl. EG-Magazin, Bonn 1984, Nr. 9, hier
EUROFORUM, S. I und III.

25 Vgl. Frankfurter Rundschau v. 9.3.1985; sie-
he ergänzend zur Umweltproblematik Ernst-
Ulrich von Weizsäcker, Umweltschutzpolitik,
in diesem Band.

26 Vgl. Bulletin der EG, 2/1984, Ziff. 1.3.9., S.
36—40; siehe ergänzend dazu die Beiträge
von Hans-Armin Geister, Wettbewerbs- und

50 Jahrbuch der Europäischen Integration 1984



Der Ministerrat

Industriepolitik sowie Klaus-W. Grewlich,
Forschungs- und Technologiepolitik, in die-
sem Band.

27 Vgl. Bulletin der EG, 3/1984, Ziff. 1.3., S.
16—18; siehe ergänzend dazu Peter-W. Schlü-
ter, Wirtschafts- und Währungspolitik, in die-
sem Band.

28 Vgl. EG-Magazin, Bonn 1985, Nr. 1, hier:
EUROFORUM, S. IV; siehe ergänzend dazu
Jürgen Erdmenger, Verkehrspolitik, in die-
sem Band.

29 Vgl. Bulletin der EG, 6/1984, Ziff. 1.3., S.
19-22.; 18. Gesamtbericht. . . 1984, Ziff.
3.4.4-3.4.7, S. 161/162; siehe ergänzend da-
zu Fritz Franzmeyer u. Bernhard Seidel, Re-
gional- und Sozialpolitik, in diesem Band.

30 Vgl. Dokument Nr. 6 in diesem Band; siehe
ergänzend dazu Otto Schmuck, Entwick-
lungspolitik, in diesem Band.

31 Vgl. 18. Gesamtbericht. . . 1984, Ziff. 620, S.
276.

32 Vgl. 18. Gesamtbericht. . . 1984, Ziff. 660, S.
288—291; siehe ergänzend dazu Eberhard
Rhein, Außenbeziehungen, in diesem Band.

33 Abgedruckt als Dokument Nr. 1 in diesem
Band.

34 Abgedruckt als Dokument Nr. 5 im Jahrbuch
der Europäischen Integration 1983, S.
417-424.

35 Mitterrands Rede ist in Auszügen abgedruckt
als Dokument Nr. 2 in diesem Band.

Weiterführende Literatur
Leitfaden des Rates der Europäischen Gemein-

schaften, Luxemburg: Amt für amtliche Veröf-
fentlichungen der EG 1984.

Sasse, Christoph, Regierungen — Parlamente —
Ministerrat. Entscheidungsprozesse in der EG,
Bonn: Europa Union Verlag 1975.

Streintz, Rudolf, Die Luxemburger Vereinba-
rung. Rechtliche und politische Aspekte der

Abstimmungspraxis im Rat der Europäischen
Gemeinschaften seit der Luxemburger Verein-
barung vom 29. Januar 1966, München: Flo-
rentz 1984.

Weinstock, Ulrich, Vorschläge zur Belebung des
Ministerrates der Europäischen Gemeinschaft,
in: Europa-Archiv, Bonn 1981, Folge 2, S.
47-56.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1984 51


